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Vertretene Stimmen: 

Um 10:12 Uhr: 2.509 Stimmen bei einer Gesamtstimmzahl von 3.328 Stimmen = 
75,39 % 

Um 11:00 Uhr: 2.565 Stimmen bei einer Gesamtstimmzahl von 3.328 Stimmen = 
77,07 % 

 

Beginn: 10:00 Uhr 

Ende:  13:15 Uhr 
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Tagesordnung: 
 
 

Teil I 

1. Eröffnung und Begrüßung 

2. Abnahme der Jahresrechnung 2016 Verwendung der Jahresergebnisse 

3. Erteilung der Entlastung des Vorstandes und der Geschäftsführung 

4. Abstufung von klassifizierten Straßen im ländlichen Raum 

5. Verschiedenes 

Teil II 

1. Eröffnung und Begrüßung 

2. Grußworte 
Ralf Claus, Oberbürgermeister der Stadt Ingelheim 
Staatsminister Roger Lewentz, MdL 
Hendrik Hering, MdL, Präsident des Landtages Rheinland-Pfalz 

3. Deutschland umbauen - modernisieren, digitalisieren, sozial gestalten 
Vortrag Dr. Gerd Landsberg, Geschäftsführendes Präsidialmitglied des Deut-
schen Städte- und Gemeindebundes 

4. Digitalisierung in der Stadt und auf dem Land - Die wichtigsten Innova-
tionen der kommenden 260 Wochen 
Vortrag Jörg Heynkes, Unternehmer und Innovator 

5. Rückblick und Ausblick 
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Sitzung Mitgliederversammlung am 13.11.2017; Ergebnisniederschrift  

 

Teil I der Mitgliederversammlung 

 

TOP: 1. Eröffnung und Begrüßung   

 

Sachverhalt: 

Der stellvertretende Vorsitzende, Bm Aloysius Söhngen, VG Prüm, eröffnet die Sit-

zung um 10.00 Uhr, begrüßt die Anwesenden zum ersten Teil der Mitgliederver-

sammlung. Er stellt fest, dass form- und fristgerecht mit der Beilage zu Heft 8 von 

Gemeinde und Stadt zur Mitgliederversammlung eingeladen wurde.  

Der stellvertretende Vorsitzende stellt weiter die Beschlussfähigkeit fest. 

Der Vorsitzende ruft dann die Tagesordnungspunkte 2 und 3 „Abnahme der Jahres-

rechnung 2016/ Verwendung der Jahresergebnisse“ und „Erteilung der Entlastung 

des Vorstandes und der Geschäftsführung“ auf. 
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Sitzung Mitgliederversammlung am 13.11.2017; Ergebnisniederschrift  

 

TOP: 2. Abnahme der Jahresrechnung 2016 Verwendung der Jahresergeb-

nisse   

 

Sachverhalt: 

Steuerberater und Wirtschaftsprüfer Nils Nünke von der Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaft mbH Hammel + Syré GmbH, Worms, erläutert die Jahresabschlüsse und Prü-

fungsergebnisse des Zweckbetriebes und des wirtschaftlichen Geschäftsbetriebes 

für das Jahr 2016. Nils Nünke teilt mit, dass jeweils uneingeschränkter Bestätigungs-

vermerk erteilt wurde. 

Wortmeldungen ergeben sich nicht. 
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Sitzung Mitgliederversammlung am 13.11.2017; Ergebnisniederschrift  

 

TOP: 3. Erteilung der Entlastung des Vorstandes und der Geschäftsführung   

 

Sachverhalt: 

Bürgermeister Klaus Bell, VG Pellenz, stellt den Antrag, die Jahresergebnisse jeweils 

auf neue Rechnungen vorzutragen sowie dem Vorstand und den Geschäftsführun-

gen für das Geschäftsjahr 2016 Entlastung zu erteilen. 

 

Beschluss: 

Die Mitgliederversammlung nimmt die Berichte zur Kenntnis.  

Die Mitgliederversammlung beschließt, die Jahresergebnisse jeweils auf neue Rech-

nungen vorzutragen sowie dem Vorstand und den Geschäftsführungen für das Ge-

schäftsjahr 2016 Entlastung zu erteilen. 

Abstimmungsergebnis jeweils einstimmig, ohne Stimmenthaltungen. 
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Sitzung Mitgliederversammlung am 13.11.2017; Ergebnisniederschrift  

 

TOP: 4. Abstufung von klassifizierten Straßen im ländlichen Raum   

 

Sachverhalt: 

Der stellvertretende Vorsitzende ruft den Tagesordnungspunkt „Abstufung von klassi-

fizierten Straßen im ländlichen Raum“ auf und erläutert den Antrag der Kreisgruppe 

Rhein-Hunsrück vom 21. Juni 2017 (Anlage). 

Nachdem die Praxis des Landes, verstärkt Kreisstraßen zu Gemeindestraßen abzu-

stufen, auf erheblichen Widerstand der betroffenen Gemeinden gestoßen ist, wird mit 

einem jetzt vorgelegten Entwurf zur Änderung des Landesstraßengesetzes der Vor-

schlag des GStB aufgegriffen, wonach künftig neben Gemeinden zusätzlich auch 

räumlich getrennte, im Zusammenhang bebaute Ortsteile mit nicht in ihrer Baulast 

stehenden Straßen an das höherrangige Straßennetz angeschlossen sein müssen. 

Hinsichtlich des Begriffs des Ortsteils orientiert sich der Gesetzesentwurf an der in 

der kommunalen Praxis bewährten und bekannten Definition aus dem Bauplanungs-

recht. Der Entwurf wird einerseits insoweit begrüßt.  Andererseits ist zur Kenntnis zu 

nehmen, dass mit dem Entwurf nicht alle strittigen Fallkonstellationen erfasst werden, 

so dass mit einer Ergänzung des Gesetzesentwurfs die Möglichkeit eingeräumt wer-

den sollte, in begründeten Einzelfällen von einer Umstufung aus Gründen des Ge-

meinwohls absehen zu können. Auf diese Weise wäre es möglich, weitere Strecken-

abschnitte von derzeit in eine höhere Straßengruppe eingruppierter Straßen in dieser 

höheren Straßengruppe zu belassen. 

 

Beschluss: 

Die Mitgliederversammlung nimmt den Bericht zur Kenntnis. 

 

           Anlage 
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Sitzung Mitgliederversammlung am 13.11.2017; Ergebnisniederschrift  

 

TOP: 5. Verschiedenes   

 

Sachverhalt: 

Zu diesem Tagesordnungspunkt ergeben sich keine Wortmeldungen. 
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Sitzung Mitgliederversammlung am 13.11.2017; Ergebnisniederschrift  

 

Teil II der Mitgliederversammlung 

 

TOP: 1. Eröffnung und Begrüßung   

 

Sachverhalt: 

Der stellvertretende Vorsitzende, Bm Aloysius Söhngen, Prüm, eröffnet den öffentli-

chen Teil der Mitgliederversammlung und begrüßt die Anwesenden.  

Insbesondere begrüßt er Staatsminister Roger Lewentz, MdL, Landtagspräsident 

Hendrik Hering, MdL, das Geschäftsführende Präsidialmitglied des Deutschen Städ-

te- und Gemeindebundes, Dr. Gerd Landsberg, die Vertreter des Städtetages 

Rheinland-Pfalz und des Landkreistages Rheinland-Pfalz, die Staatssekretäre 

sowie die Abgeordneten des Landtags sowie des Bundestages. 

Einen besonderen Gruß richtet er an Oberbürgermeister Ralf Claus, Ingelheim, und 

dankt für die Möglichkeit, die „kING“ als Veranstaltungsort nutzen zu dürfen.  

Der stellvertretende Vorsitzende hebt die aktuellen Herausforderungen der Gemein-

den und Städte hervor. Insbesondere geht er auf die erforderliche Neustrukturierung 

der kommunalen Holvermarktung sowie die Ausgestaltung des Kommunalen Finanz-

ausgleichs ein. 
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Sitzung Mitgliederversammlung am 13.11.2017; Ergebnisniederschrift  

 

TOP: 2. Grußworte   

 

Sachverhalt: 

Ralf Claus, Oberbürgermeister der Stadt Ingelheim richtet ein Grußwort an die 

Versammlung. 

Er hebt die gute Zusammenarbeit der Stadt Ingelheim mit dem Gemeinde- und Städ-

tebund hervor und informiert über die Entwicklung der Stadt Ingelheim. Mit der Eröff-

nung der Kultur- und Kongresshalle Ingelheim „kING“ nur wenige Wochen zuvor 

wurde ein weiterer wichtiger Baustein zur Innerortsentwicklung fertiggestellt. 

 

Staatsminister Roger Lewentz, MdL, richtet ein Grußwort an die Versammlung.  

„Sehr geehrte Damen und Herren, 

ich danke Ihnen für die Einladung zu Ihrer 70. Mitgliederversammlung. Gerne über-

mittle ich Ihnen auch die Grüße der gesamten Landesregierung und besonders unse-

rer Ministerpräsidentin Malu Dreyer. 

Land und Kommunen sehen sich den sogenannten Megatrends unserer Zeit gegen-

über: Digitalisierung, Demografie, soziale Gerechtigkeit und Klimawandel.  

Einerseits sind diese Trends unaufhaltsam, andererseits bieten sie einen großen Ge-

staltungsspielraum – den wir nutzen wollen. Das gilt nicht nur für unser Kabinett son-

dern auch für die kommunale Familie. 

Das zeigen Sie, sehr geehrte Damen und Herren, mit dem Schwerpunkt Ihrer heuti-

gen Mitgliederversammlung. „Global, digital, kommunal“ ist eine Formel, die die Her-

ausforderungen auf den Punkt bringt: 

Wie gestalten wir die Digitalisierung? 

Welche Chancen bietet uns die Globalisierung? 

Wie können Veränderungen für die Kommunen gewinnbringend umgesetzt werden? 

Die Antworten auf diese Fragen sind nicht immer leicht zu finden. Und natürlich sind 

wir in manchen Dingen unterschiedlicher Meinung – das empfinde ich in der Sache 
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auch als durchaus gerechtfertigt. Wichtig ist, dass wir konstruktiv zusammenarbeiten 

und miteinander im Gespräch bleiben.  

Regelmäßige Treffen der Landesregierung mit den kommunalen Spitzenverbänden 

in unterschiedlichen Konstellationen haben sich dabei sehr bewährt. Und auch heute 

bietet sich die Gelegenheit sich auszutauschen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, insgesamt stehen wir gut da in Rheinland-Pfalz: 

Eine gute geografische Lage im Herzen Europas mit hervorragenden Beziehungen 

zu unseren Nachbarn, eine starke Wirtschaft, im Oktober waren erstmals seit 25 Jah-

ren weniger als 100.000 Menschen arbeitslos gemeldet – ein historischer Tiefstand.  

Gebührenfreie und qualitativ hochwertige Bildungsangebote, gute Verkehrswege und 

Anbindungen an die Ballungsräume machen unser Land für viele sehr attraktiv. Und 

Rheinland-Pfalz ist eines der sichersten Länder der Bundesrepublik. 

Auf den Errungenschaften ruhen wir uns aber nicht aus! Wir gestalten die Me-

gatrends tagtäglich mit Zukunftsprojekten. 

Zur zweiten Stufe der Kommunal- und Verwaltungsreform erwarten wir im Mai kom-

menden Jahres das wissenschaftliche Gutachten.  

Lassen Sie mich ein paar Sätze zu den kommunalen Finanzen sagen, die in den 

letzten Jahren auch medial viel Aufmerksamkeit bekommen haben. 

Schon heute unterstützt das Land die Kommunen in großem Umfang: Etwa ein Drit-

tel des gesamten Landeshaushaltes steht den Kommunen für deren Aufgabenerledi-

gung zur Verfügung. Das sind 2018 rund 5,6 Milliarden Euro, die sich aus Mittel im 

Kommunalen Finanzausgleich (2,9 Milliarden Euro) und Zuweisungen außerhalb des 

KFA (2,7 Milliarden Euro) zusammensetzen. 

Und bis 2018 wächst die Unterstützung des Landes an die Kommunen im Vergleich 

zu 2013 um 1,3 Milliarden Euro oder 31 Prozent. 

Das macht in meinen Augen deutlich, dass wir als Land der Aufforderung „mehr 

Geld“ bereits nachgekommen sind. Natürlich müssen wir kontinuierlich nachsteuern, 

aber die Anstrengungen der Landesregierung möchte ich auch anerkannt wissen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

lassen Sie mich nun zum Schwerpunkt des heutigen Tages kommen: Die Landesre-

gierung versteht Digitalisierung als Querschnittsaufgabe und denkt sie ressortüber-
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greifend. Dies spiegelt sich wider im bundesweit ersten Digitalisierungskabinett und 

der Digitalstrategie, die im nächsten Jahr veröffentlichen wird. 

Die Menschen sind es heute gewohnt, nahezu jedes Produkt und Dienstleistung über 

das Netz zu ordern. Dass dies für Verwaltungsdienste nur eingeschränkt gilt, stößt 

bei vielen auf Unverständnis. Auch die Wirtschaft wünscht sich mehr digitale Bürger-

dienste. Vom „Digitalen Rathaus“ sind wir zwar noch ein Stück entfernt, doch erste 

Schritte sind schon getan: 

Seit sieben Jahren gibt es den neuen Personalausweis (nPA) und seit Mai 2011 den 

elektronischen Aufenthaltstitel (eAT). 

Beide Dokumente haben als Neuerungen gemeinsam, dass ein Chip im Dokument 

verbaut ist, der die sogenannte elektronische Identität (eID-Funktion) enthält.  

Bis zum Jahr 2020 wird weitgehend jeder Bundesbürger einen neuen Personalaus-

weis und mit der eID-Funktion auch einen Identitätsnachweis „für die elektronische 

Welt“ besitzen.  

Dies bietet eine sichere Möglichkeit, die Angebotspalette der öffentlichen Verwaltung 

um elektronische Angebote, das sogenannte E-Government, zu erweitern. 

Die E-Government-Angebote werden umfangreich ausgebaut. So sollen in den 

nächsten fünf Jahren alle Verwaltungsleistungen auch online genutzt werden kön-

nen. Die Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes (OZG) ist ein zentrales E-

Government-Vorhaben dieser Legislaturperiode.  

Wir werden das OZG gemeinsam mit den Kommunen im Land umsetzen und mit 

dem Rheinland-Pfalz-Portal einen gebündelten Zugang zu allen digitalen Angeboten 

in Rheinland-Pfalz schaffen.  

Neben den Online-Services der Verwaltung werden wir das Angebot offener Daten 

ausbauen und auf der Transparenz-Plattform Informationen zur Verfügung stellen, 

damit Bürgerinnen und Bürger sich ein Bild über das Handeln von Politik und Verwal-

tung machen können. 

In Rheinland-Pfalz haben der Service und die Dienstleistung der Verwaltung für Bür-

gerinnen und Bürger sowie für Unternehmen einen hohen Stellenwert. Wir legen 

Wert auf einfaches Auffinden unserer Dienstleistungen, kurze Wege und die direkte 

Online-Verarbeitung von Fachverfahren durch Nutzung neuer und aktueller Techno-

logien. 
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Egal, ob sie das persönliche Gespräch über die Einheitliche Behördennummer 115 

suchen oder selbst eine Suchanfrage über das Rheinland-Pfalz-Portal oder den Be-

hörden- und Unternehmensservice starten möchten – die Bürgerinnen und Bürgern 

sollen die Serviceleistung finden, die sie benötigen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

das nach außen gerichtete digitale Serviceangebot lässt sich nur dann umfassend 

verbessern, wenn auch die internen Prozesse der Verwaltung gleichzeitig digitalisiert 

und optimiert werden.  

Darüber hinaus bieten moderne Technologien die Möglichkeit, öffentliche Aufgaben 

effizienter und effektiver zu erledigen. Daher wird in den kommenden Jahren ein wei-

terer Schwerpunkt auf die Digitalisierung der internen Prozesse gelegt. 

Die Digitalisierung verändert Kommunikationsmöglichkeiten und braucht dafür ange-

passte rechtliche Rahmenbedingungen. Deshalb wird ein Gesetz zur Förderung der 

elektronischen Verwaltung und zur Änderung weiterer Vorschriften (E-GovG RP) auf 

den Weg gebracht.  

Es passt die rechtlichen Grundlagen der digitalen Verwaltung Rheinland-Pfalz an das 

Zeitalter der Digitalisierung an. 

Damit Bürgerinnen, Bürger und Unternehmen Leistungen der Verwaltung möglichst 

einfach nutzen können, sollen Schriftformerfordernisse hinterfragt und soweit möglich 

abgebaut werden. Hierfür wird analysiert, in welchen verwaltungsrechtlichen Rechts-

vorschriften die Anordnung der Schriftform verzichtbar ist bzw. auf die Anordnung, 

persönlich zu erscheinen, zugunsten einer elektronischen Identifikation verzichtet 

werden kann. 

Doch nur dort, wo schnelle Internetverbindungen zur Verfügung stehen, sind auch 

die entsprechenden Anwendungen der Digitalisierung nutzbar. Auch beim Breitband-

ausbau stehen wir in Rheinland-Pfalz gut da: Mit einer derzeitigen Versorgung von 

76,7 Prozent der rheinland-pfälzischen Haushalte liegt das Land nahezu gleichauf 

mit dem Bundesdurchschnitt, der bei 76,9 Prozent liegt. 

Mit dem seit Oktober 2015 zur Verfügung stehenden Bundesförderprogramm und 

einem darauf abgestimmten Landesförderprogramm konnten bis heute im Zeitraum 

von Januar 2016 bis Februar 2017 in vier Förderaufrufen insgesamt 21 rheinland-

pfälzische Landkreise und ein Projekt, Landes- und Bundesmittel für ihre Breitband-
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infrastrukturprojekte zugewiesen bekommen. Der kommunale Anteil wurde hierbei 

auf 10 Prozent beschränkt.  

Der Rhein-Lahn-Kreis nutzte – wie weitere Kreise in unterschiedlicher Intensität – 

das ihm zur Verfügung stehende KI 3.0-Fördermittelkontingent für sein Breitbandinf-

rastrukturprojekt. 

Damit sind Mitte des Jahres 2017 nahezu alle Landkreise in die Lage versetzt wor-

den, ihre Breitbandinfrastruktur auszubauen.  

Nach Aussagen des Bundes werden durch die Maßnahmen im Zuge des Bundes-

/Landesförderprogramms rund 7.800 Kilometer neue Glasfaserinfrastrukturen in 

Rheinland-Pfalz verlegt. 

Damit stehen nach Abschluss der Baumaßnahmen in den jeweiligen Projektgebieten 

für mindestens 85% der Haushalte Bandbreiten von mindestens 50 Mbit/s zur Verfü-

gung.  

Am 4. April hat der bundesweite erste Spatenstich eines Breitbandinfrastrukturprojek-

tes im Rahmen der Bundesförderung stattgefunden – und zwar bei uns in Rheinland-

Pfalz im Landkreis Neuwied. 

Im Koalitionsvertrag haben wir außerdem einen Ausbau der Internetversorgung an 

öffentlichen Plätzen und touristischen Orten beschlossen. Daher soll 

- jedes mit Internet versorgte, öffentliche Gebäude in Landeseigentum einem 

freien WLAN-Zugang für die Öffentlichkeit bereitstellen und 

- zeitnah mindestens 1.000 WLAN-Hotspots in 1.000 Kommunen geschaffen 

werden. 

Durch die Bereitstellung kostenfreier WLAN-Hotspots in den Kommunen möchten wir 

touristische Angebote ergänzen, Lücken im Mobilfunknetz auffangen und auch dieje-

nigen Bevölkerungsgruppen teilhaben lassen, die sonst keinen Zugang zum Internet 

hätten. 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

„Global, digital, kommunal“, das sind Schlagworte, die die Zukunft beschreiben und 

schon heute wirken. Und ich möchte, dass wir zu den wichtigen Zukunftsthemen im 

engen Austausch bleiben. Denn das sprichwörtliche Ohr am Leben der Menschen 

haben Sie – in den Kommunen vor Ort.  
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Die Landesregierung kann Impulse setzen und wichtige Reformen anstoßen. Doch 

ein Großteil der Maßnahmen muss vor Ort in den Kommunen umgesetzt werden. 

Es ist unsere gemeinsame Aufgabe, für die Menschen in unserem Land Rahmenbe-

dingungen zu schaffen, in denen sie gut leben können. 

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen und uns allen noch eine interessante Mitglieder-

versammlung mit viel Raum zum Austausch und für anregende Gespräche. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!“ 

 

Hendrik Hering, MdL, Präsident des Landtags Rheinland-Pfalz, richtet ein 

Grußwort an die Versammlung.  

„Sehr geehrte Damen und Herren,  

ich freue mich, wieder in Ingelheim zu sein, und Ihnen heute die Grüße der Abgeord-

neten des Landtags zur Mitgliederversammlung des Gemeinde- und Städtebunds 

Rheinland-Pfalz überbringen zu können. 

Die Mitgliederversammlung steht unter dem Motto „Global, digital, kommunal“. Die 

Digitalisierung wird sich in allen Lebensbereichen bemerkbar machen, auch in den 

kommunalen Verwaltungen und in der Arbeit der Gemeinde- und Stadträte.  

Dies gilt zunächst einmal in Hinblick auf die Verwaltung als Dienstleister. Die Bürge-

rinnen und Bürger erwarten zurecht, auf Behördengänge zunehmend verzichten und 

mit den Kommunalverwaltungen online kommunizieren zu können.  

Als leuchtendes Beispiel für die Digitalisierung kann uns Estland dienen. Bereits seit 

1999 arbeitet die dortige Verwaltung papierlos. Beim Thema eGovernment ist das 

Land im Baltikum lange schon Vorbild.  

Der rheinland-pfälzische Landtag hat am 11. November 2015 das Transparenzge-

setz verabschiedet. Es ist die Grundlage dafür, dass rheinland-pfälzische Bürgerin-

nen und Bürger einen unkomplizierten Anspruch auf Informationen und deren Zu-

gang haben. Transparenz und Offenheit werden so zu Leitlinie für das Handeln der 

Verwaltung. 

Bedeutsam sind dabei insbesondere die Herausforderungen, die sich aus der Digita-

lisierung in Hinblick auf die Bürgerbeteiligung ergeben. Es existiert in weiten Kreisen 

der Bevölkerung ein Interesse an Bürgerbeteiligung, das wir nicht ignorieren können. 
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Aus vielen Gesprächen mit Mitgliedern von Gemeinde- und Stadträten kenne ich al-

lerdings auch die Bedenken, die gegen Bürgerentscheide existieren. Diese Beden-

ken teile ich. Bürgerentscheide können die repräsentative Demokratie aushöhlen.  

Mit Blick auf die Kommunalwahl fällt es vielen kleinen Kommunen heute schon 

schwer, Kandidatinnen und Kandidaten für die Ratsmandate zu finden. Die zum Teil 

auch sehr persönlichen Angriffe, denen sich Ratsmitglieder im Zusammenhang mit 

Kampagnen im Rahmen von Bürgerentscheiden ausgesetzt sehen, können die Be-

reitschaft untergraben, kommunale Ehrenämter zu übernehmen. Diese Ämter müs-

sen aber attraktiv bleiben. Auch die direkte Demokratie greift dieses Konzept grund-

legend an. 

Die Bürgerentscheide am 24. September in Berlin zur Zukunft des Flughafens Tegel 

und am 5. November in München zur Abschaltung des Heizkraftwerks Nord zeigen 

ebenfalls Grenzen direkter Demokratie auf kommunaler Ebene auf. In beiden Fällen 

könnten rechtliche Aspekte dazu führen, dass die Ergebnisse der Bürgerentscheide 

gar nicht umzusetzen sind.  

Sie sehen, ich stehe der direkten Demokratie kritisch gegenüber. Dennoch dürfen wir 

nicht nur defensiv auf die Forderung nach verstärkter Bürgerbeteiligung reagieren. 

Wir können sie auch als Chance begreifen. Dies gilt sowohl für das Bundesland wie 

auch für die Kommunen. Sinkende Mitgliederzahlen der politischen Parteien und die 

leider geringe Wahlbeteiligung bei Kommunalwahlen machen neue Formen der Par-

tizipation nötig. Auf sie zu verzichten, würde letztlich auch die repräsentative Demo-

kratie auf kommunaler Ebene schädigen.  

Die Kommunen sind der Ort an denen Bürgerbeteiligung gelingen kann und zwar 

besonders in den kleineren Gemeinden. Hier finden sich hervorragende Beispiele für 

eine gelungene Bürgerbeteiligung, die diese Gemeinden auch ohne gesetzliche Vor-

gaben erfolgreich umgesetzt hätten.  

Die Probleme, um die es in den Kommunen geht, besitzen häufig einen unmittelba-

ren Bezug zum Alltag der Bürgerinnen und Bürger. Die Vertrautheit der Menschen 

untereinander macht es in einer kleinen Gemeinde auch leichter, die Angehörigen 

aller sozialen Schichten zu erreichen. In Großstädten wird die Bürgerbeteiligung da-

gegen oftmals von Angehörigen des Bildungsbürgertums dominiert. 

Viele Kommunen haben diese Chancen auch bereits erkannt und das „Netzwerk 

Bürgerbeteiligung“ gegründet. 
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Allerdings stehen Bürgerbeteiligung und Digitalisierung in einem Spannungsverhält-

nis. Viele von uns haben schon erfahren, dass Diskussionen in Internetforen sehr 

schnell entgleisen können. Darüber hinaus kennen sie alle die aktuellen Debatten 

über Echokammern im Internet.  

Heißt dies, dass gelungene Bürgerbeteiligung Begegnungen von Angesicht zu Ange-

sicht voraussetzt? Ich denke, entscheidend ist die Verbindung von digitalen Formen 

der Bürgerbeteiligung mit unmittelbaren Gesprächen.  

Die digitalen Medien können insbesondere dazu dienen, zu informieren und Ideen 

von Bürgerinnen und Bürgern zu sammeln. Für die Kompromissbildung und Ent-

scheidungsfindung scheinen mir aber Verfahren wie z.B. moderierte Bürgerforen 

besser geeignet.  

Auch die Landtagsverwaltung wird in dieser Legislaturperiode eine internetbasierte 

Beteiligungsplattform entwickeln, die die Einbindung der Bürgerinnen und Bürger in 

den Gesetzgebungsprozess voranbringen soll. Dabei stellen sich uns wichtige tech-

nische Fragen. Über sie müssen wir sowohl mit den IT-Experten in unseren Häusern 

wie auch mit externen Dienstleistern sprechen. Wichtiger als Technik und Software 

ist aber die Haltung, ja die Grundeinstellung, mit der wir uns der Bürgerbeteiligung 

nähern. Wir müssen sie als eine wertvolle Ergänzung zur Arbeit der Räte wie auch 

des Landesparlaments begreifen.  

Einerseits sage ich dies an die Adresse vieler Befürworter der direkten Demokratie. 

Sie sehen Bürgerbeteiligung und Repräsentation oftmals als Gegensatz. Die reprä-

sentative Demokratie wir dann als eine mindere Form der Demokratie dargestellt. 

Das ist sie nicht. In den Räten und Parlamenten werden kontinuierlich gesellschaftli-

che Probleme diskutiert und Lösungsmöglichkeiten gesucht. Sie sind deshalb der 

herausgehobene Ort für gesellschaftliche Debatten und die Suche nach einem Kon-

sens. 

Ich sage aber auch in Richtung der Bürgermeister und Ratsmitglieder, wie auch mei-

ner Kolleginnen und Kollegen im Landtag, dass wir uns stärker für die Anregungen 

der Bürgerinnen und Bürger öffnen müssen.  

Auf kommunaler Ebene finden beispielhafte Beteiligungsprojekte. Der Gemeinde- 

und Städtebund ist ein guter Ort, um sich über die Erfahrungen auszutauschen und 

wechselseitig voneinander zu lernen.  
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In Bezug auf die Bürgerbeteiligung mit den Mitteln digitaler und unmittelbarer Kom-

munikation, können die kleineren Städte und Gemeinden in Rheinland-Pfalz Vorreiter 

sein. In diesem Sinne bin ich auf die Diskussionen in der Mitgliederversammlung ge-

spannt, und wünsche Ihnen Allen eine interessante und ertragreiche Veranstaltung.“ 
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Sitzung Mitgliederversammlung am 13.11.2017; Ergebnisniederschrift  

 

TOP: 5. Rückblick und Ausblick   

 

Sachverhalt: 

Der Stellvertretende Vorsitzende Bm Aloysius Söhngen, Prüm, dankt Herrn Dr. 

Landsberg und Herrn Heynkes für ihre Ausführungen. Er informiert, dass dieses die 

letzte Mitgliederversammlung von Winfried Manns in seiner Funktion als Geschäfts-

führendes Vorstandsmitglied sei, da dieser zum Jahresende in den Ruhestand trete 

und erteilt Herrn Manns das Wort.  

„Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

seit 1992 habe ich an allen Mitgliederversammlungen des Gemeinde- und Städte-

bundes teilgenommen – zunächst als Bürgermeister von Konz, dann als Vorsitzender 

der Kreisgruppe Trier-Saarburg, dann seit 2002 als Vorsitzender und seit 2008 als 

Geschäftsführer des Verbandes. 

Deswegen bitte ich Sie, mir noch ein paar Minuten Ihrer Zeit zu schenken, auch 

wenn ich weiß, dass die Mittagszeit naht. 

Mit Aufnahme meiner Tätigkeit als Vorsitzendes Verbandes 2002 war mir klar, dass 

der Verband auch wegen der seit 2003 begonnenen Diskussion um eine Kommunal- 

und Verwaltungsreform eine stärkere Bindung an die Ortsgemeinden benötigt. Des-

halb habe ich schon in dieser Zeit darauf geachtet, dass das rheinland-pfälzische 

Modell Ortsgemeinde/Verbandsgemeinde in seiner demokratischen und politischen 

Bedeutung auch wirklich gesellschaftlich und politisch wahrgenommen wird. 

Eine vom Gemeinde- und Städtebund beauftragte wissenschaftliche Untersuchung 

hat damals bestätigt, dass dieses die Kleinteiligkeit und Selbstverwaltung betonende 

kommunale Modell auch betriebswirtschaftlich im Vergleich mit anderen Bundeslän-

dern das günstigste ist. 

Nicht zuletzt dieses Ergebnis hat dazu geführt, dass eine Bestandsgarantie für die 

Ebene der Ortsgemeinden in dieser Zeit durch die rheinland-pfälzische Landesregie-

rung zugesichert wurde. 
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Im Jahr 2008 habe ich als Geschäftsführer sofort einen Arbeitskreis Ortsbürgermeis-

ter initiiert. Wichtig für uns als Verband war, auch auf die sich verändernden Bedin-

gungen, Belastungen und Aufgaben der Kollegen Ortsbürgermeister zeitnah reagie-

ren zu können. Dies ist beispielsweise in Sachen Aufwandsentschädigung und Frei-

stellung ebenso gelungen wie auf der politischen Ebene in der Frage der Mitwir-

kungsrechte der Ortsgemeinden im Grundsätzegesetz zur Kommunal- und Verwal-

tungsreform. Gleichzeitig habe ich darauf geachtet, dass auch die Verwaltungsfunk-

tion der Verbandsgemeinden und ihre Aufgabenstellungen von Politik und Gesell-

schaft wie es damals dem Zeitgeist entsprach nicht kleingeredet werden. 

Das größte Augenmerk in meiner Funktion als Geschäftsführer habe ich auf die fi-

nanzielle Zukunftsfähigkeit des Verbandes gelegt. Mit einer sicherlich nicht einfachen 

Beitragsreform ist es uns im Jahr 2010 gelungen, eine finanziell akzeptable Grundla-

ge für die Zukunft zu statuieren. Gleichzeitig haben wir als Verband mit der Villa Bel-

grano unsere Eigenkapitalsituation wesentlich verbessern können und durch unsere 

Rücklagenpolitik in Zusammenarbeit mit der rheinischen Versorgungskasse Sicher-

heiten für uns als Verband und unsere Mitarbeiter schaffen können. Dies versetzt 

uns heute in die Lage, bei Beibehaltung der Personalstruktur und Besetzung qualita-

tiv das durchaus gestiegene Beratungsgeschäft weiterhin so sorgfältig wie möglich 

zu erfüllen. 

Wir müssen aber auch konstatieren, dass die Beratungsanfragen immer komplexer 

werden. Wir haben darauf mit dem Ausbau der Kommunalberatung reagiert und 

können nicht nur an den gestiegenen Umsatzzahlen sehen, dass dieser Weg von 

unseren Kunden akzeptiert wird. 

Das Gleiche gilt für die Entwicklung unserer Softwarefirma OrgaSoft Kommunal. Hier 

haben wir mit einer Politik der kleinen Schritte eine ständige Erweiterung unserer 

Softwaretools vorangetrieben und mittlerweile eine Marktabdeckung von ca. 50% 

erreicht, und wenn das kein Erfolg ist, meine Damen und Herren: sogar drei Kommu-

nen aus dem Saarland dazugewonnen! 

Dies ist das große Verdienst meines Geschäftsführerkollegen Dr. Stefan Meiborg, 

der für diese Firmen geschäftsführend tätig ist, und wir haben uns von den Beteili-

gungen ohne Verluste getrennt, die in unserem Portfolio in der heutigen Zeit nicht 

mehr gepasst haben. 
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Auch die mit Landkreistag und Städtetag gemeinsam betriebene Firma KommWis 

hat in den letzten Jahren konsolidiert mit der InnoWis, die für uns Plattformen und 

Formularserver umsetzt, sowohl mit dem Einwohnerinformationssystem EWOIS als 

auch mit dem Personenstandswesen absolut kommunal affine Lösungen angeboten. 

In anderen Bereichen, und das müssen wir selbstkritisch anmerken, fehlt uns noch – 

gerade mit Blick auf die Digitalisierung und die immer weiter steigenden Anforderun-

gen an die Datensicherung – die immer mehr erforderliche Abstimmung zwischen 

den Firmen. Aber in den letzten Monaten und Wochen sehe ich uns auch da auf ei-

nem guten Weg. 

All das, meine Damen und Herren, dient in allererster Linie dem Ziel, unsere Mitglie-

der, also die Ortsgemeinden, die Verbandsgemeinden, die verbandsfreien Gemein-

den und kreisangehörigen Städte, sorgfältig zu beraten, in ihrer Aufgabenerfüllung zu 

unterstützen, auf gesetzliche Vorhaben zu reagieren und deren Inhalte für die All-

tagsarbeit z.B. durch Mustersatzungen aufzubereiten. 

Das haben mein Team in Mainz mit allen Referenten und dem dafür notwendigen 

Unterbau, meine langjährigen Kollegen Stefan Meiborg und der bereits in Ruhestand 

befindliche langjährige Büroleiter Burkhard Höhlein und ich und die Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter in den Firmen gelebt. Es wäre schön, und das ist der „Werbeblock“, 

wenn Sie als unsere Mitglieder auch als Kunden in Zukunft erst einmal bei uns an-

fragen, bevor Sie sich woanders umtun. 

Meine Damen und Herren – liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte mich bei 

Ihnen allen für die Unterstützung meiner Arbeit und des Gemeinde- und Städtebun-

des in den letzten 10 Jahren bedanken. Die Aufgabe als Geschäftsführer war für 

mich eine Herausforderung. Der Antrieb meines Handelns war die aus meiner Sicht 

viel zu wenig beachtete Unterstützung des ländlichen Raums. Die Mehrzahl der Ein-

wohner in Rheinland-Pfalz lebt in der Fläche. Und wenn es nach mir geht, und ich 

glaube, viele hier im Saal tragen diese Auffassung mit, dann soll das auch so blei-

ben. Dies erfordert aber auf der politischen Ebene eine Unterstützung der Digitalisie-

rung und der Mobilität, nicht nur der Elektromobilität in der Fläche. Nur so können 

sich Leute mit gutem Gewissen entscheiden, dort von Jugend an ihren Lebensmittel-

punkt zu finden. Dies immer wieder einzufordern und darauf zu achten, dass gerade 

die demokratisch wichtige Kleinteiligkeit dieses Landes in den Ortsgemeinden auch 

ausreichend finanziell ausgestattet wird, hat mir große berufliche Zufriedenheit und 

Freude gebracht. 
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Ich wünsche mir, dass Sie diese Möglichkeiten auch meinem Nachfolger Dr. Karl-

Heinz Frieden geben und ihm entsprechende Unterstützung gewähren. Die gute Zu-

sammenarbeit mit den Vorsitzenden Ralph Spiegler, Aloysius Söhngen und Axel 

Haas, dem gesamten Vorstand, dem Landesausschuss und mit meinem Geschäfts-

führerkollegen Dr. Stefan Meiborg und den Kolleginnen und Kollegen der Geschäfts-

stelle bleibt die Grundlage des Erfolges des Verbandes. 

Danke für fast 10 Jahre guter Zusammenarbeit und viel persönliches Vertrauen, und 

jetzt: Guten Appetit!“ 

 

Den anwesenden Delegierten dankt Manns für die Teilnahme an der Veranstaltung 

und die engagierte Arbeit für das Wohl der Allgemeinheit in den Kommunen. 
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Sitzung Mitgliederversammlung am 13.11.2017; Ergebnisniederschrift  

 

TOP: 3. Deutschland umbauen - modernisieren, digitalisieren, sozial gestal-

ten 

Dr. Gerd Landsberg, Geschäftsführendes Präsidialmitgli   

 

Sachverhalt: 

Dr. Gerd Landsberg, Geschäftsführendes Präsidialmitglied des Deutschen Städte- 

und Gemeindebundes, berichtet von den mit der Digitalisierung einhergehenden 

Herausforderungen, denen die Gemeinden und Städte und Gesellschaft gegenüber-

stehen:  

Kommunale Selbstverwaltung ist der entscheidende Faktor für den Erfolg und die 

Zukunftsfähigkeit Deutschlands. In Städten und Gemeinden können die Bürgerinnen 

und Bürger im Rahmen der lokalen Demokratie mitentscheiden und ihren Standort 

und ihr Lebensumfeld aktiv beeinflussen. Auch und gerade in Zeiten von Globalisie-

rung und Digitalisierung bleibt lokale Politik einer der Stabilitätsfaktoren unseres Ge-

meinwesens.  

Es sind die Bürgerinnen und Bürger, die in ihrer Gesamtheit unsere Städte und Ge-

meinden und das Zusammenleben vor Ort ausmachen. Die Menschen, die in den 

Kommunen leben, arbeiten und ihre Kinder zur Schule schicken, sind zu einem 

überwiegenden Teil digital unterwegs. 

Ihre Lebenswirklichkeit wäre eine grundlegend andere, würde heute nur einen Tag 

lang kein Messenger- oder Over-Night-Express-Bestelldienst funktionieren, würde 

nur einen Tag lang das Internet nicht mehr in Echtzeit Lösungen für die Herausforde-

rungen unseres Alltags liefern. 

In Deutschland neigt man nicht selten dazu, jede Chance erst einmal als Krise zu 

sehen – das gilt vielerorts auch für die Digitalisierung, so Landsberg. Ängste im Hin-

blick auf Datenschutz, Überwachungsmöglichkeiten und Arbeitsplatzverlust durch 

Maschinen bremsen Innovationen und Investitionen. 

Die Digitalisierung ist auch für Kommunen eine große Herausforderung. Sie ist aber 

ebenso eine große Chance. Mit Hilfe digitaler Anwendungen lassen sich viele unse-

rer aktuellen und künftigen Herausforderungen effektiver angehen: Intelligente Ver-
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kehrssteuerung und autonom fahrende Elektroautos werden sich positiv auf die Le-

bensqualität und den Klimawandel auswirken. Telemedizin und Online-

Sprechstunden werden den Ärztemangel im Ländlichen Raum abmildern. Home-

office-Konzepte und flexible Arbeitszeiten helfen, Regionen abseits der urbanen Ein-

zugsgebiete als Lebensmittelpunkte attraktiv zu halten. Und nicht zuletzt wird die 

Kommunikation zwischen Bürgerinnen und Bürgern einfacher, schneller, effizienter 

und transparenter. 

Um die Chancen der Digitalisierung für die Städte und Gemeinden heute und in Zu-

kunft nutzbar zu machen, muss man jetzt aktiv werden. Denn wer heute die mit der 

Digitalisierung verbundenen Änderungen der Verwaltungsverfahren, der Arbeitspro-

zesse, der Bürgerbeteiligung, der Abläufe in der Kommunalpolitik, der Arbeitszeit in 

der Verwaltung und der Ausbildung und der Personalgewinnung angeht, wird morgen 

erfolgreich sein 

Um die vielfältigen Aufgaben der kommunalen Selbstverwaltung auch in Zukunft ef-

fektiv wahrnehmen zu können, brauchen die Städte und Gemeinden Spielräume, 

nicht nur finanzieller Art. Die Kommunen in Deutschland erwarten daher in der neuen 

Legislaturperiode grundlegende Reformen. Das Land müsse modernisiert, digitali-

siert und sozial gestaltet werden. Denn Deutschland wird ohne grundlegende Verän-

derungen auf Dauer keine Wohlstandsinsel in einer immer schwierigeren Welt sein 

können. Vor diesem Hintergrund hat der Deutsche Städte- und Gemeindebund einen 

Katalog von Erwartungen an die Bundespolitik mit den aus kommunaler Sicht zentra-

len Themen und Herausforderungen verabschiedet. Dazu gehören etwa Flüchtlings-

politik, Innere Sicherheit, Sozialstaat, Finanzen, Mobilität, Digitalisierung und der 

ländliche Raum. Zwingend notwendig ist eine auskömmliche Finanzausstattung der 

Kommunen, damit diese ihren Aufgaben im Rahmen der Kommunalen Selbstverwal-

tung auch gerecht werden können. Glaubt man den im Rahmen des Bundestags-

wahlkampes kolportierten Ankündigungen, werden die finanziellen Handlungsspiel-

räume der Städte und Gemeinden künftig aber wohl eher kleiner statt größer. Im 

Sinne von Lebensqualität und Wirtschaftskraft dürfen wir uns eine solche Entwick-

lung keinesfalls leisten. 

Die Städte und Gemeinden in Deutschland sind bereit, neue Wege zum Wohle ihrer 

Bürgerinnen und Bürger zu gehen. Sie besitzen Mut, Innovationsbereitschaft und 

Tatendrang. Was sie brauchen, ist ein finanzieller Spielraum, um nachhaltig für den 

Erhalt der Lebensqualität in der Stadt und auf dem Land eintreten zu können.  
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TOP: 4. Digitalisierung in der Stadt und auf dem Land - Die wichtigsten Inno-

vationen der kommenden 260 Wochen 

Jörg Heynkes, Unterneh   

 

Sachverhalt: 

Jörg Heynkes informiert über zentrale Entwicklungen der Digitalisierung, die bereits 

heute Auswirkungen auf die Gemeinden und Städte zeigen. Besonders spürbar sei 

dieses in den Bereichen Mobilität und künstliche Intelligenz. 

Der totale Siegeszug des E-Autos sei nur der Anfang einer gewaltigen Transformati-

on, an dessen Ende eine radikal veränderte Auffassung vom menschlichen Leben 

stehe. Alles finge mit kleinen Veränderungen an, um schließlich in einen giganti-

schen Wandlungsprozess überzugehen, der das Verhältnis zwischen Individuum und 

Maschine grundsätzlich verändere.  

Besonders ein Thema verdeutliche diesen Vorgang: Das Ende des Verbrennungs-

motors sei inzwischen für jeden Beobachter absehbar und werde das Verhältnis von 

Fahrer und Fahrzeug nachhaltig verändern, so Heynkes. Dabei drehe es sich nicht 

alleine um Fragen des Energieverbrauchs, sondern vielmehr um den grundsätzlichen 

Umgang mit Mobilität in einer umfassend vernetzten Welt. In Zukunft werde der Fah-

rer seine Kompetenz bereitwillig an den Algorithmus seines Autocomputers abgeben. 

Einem unsichtbaren Chauffeur gleich genieße das vernetzte E-Auto fortan einen ho-

hen Stellenwert im Leben des einstigen Fahrers. Das aber wäre nur der erste Schritt 

in Richtung einer neuen Gemeinschaft. Wenn der Mensch und ehemalige Fahrzeug-

führer erst einmal das autonome Fahren seines Elektro-Autos akzeptiert habe, gelte 

dieser Anspruch eines nicht mehr allzu fernen Tages im gesamten Alltag. Die Ma-

schine nehme dann eine prägende Rolle im Leben eines jeden Einzelnen ein, würde 

praktisch zum gleichberechtigen Akteur, mit dem jeder Einzelne kommuniziere und 

vielfältig zusammenarbeite.  

Vor allem in Gestalt des allseits bekannten Roboters hätte der Einzelne dann mehr 

als nur einen elektronischen Helfer zum Partner, sondern zusätzlich eine Art Le-

bensbegleiter, der als Ratgeber mit seiner ganzen künstlichen Intelligenz bereitstehe. 
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Heynkes unterstreicht dieses mit der Präsentation seines Roboters „Pepper“. Anhand 

zwei weiterer Beispiele aus der Forschung macht er deutlich, welche wichtige Funk-

tion Roboter etwa bei der Betreuung von Senioren spielen können.  

Abschließend bezieht Heynkes die Politik in seine Überlegungen mit ein. Bei aller 

visionären Strahlkraft müsse auch die soziale Komponente des digitalen Wandels 

berücksichtigt werden. Überließe die für die Belange der Menschen zuständige Poli-

tik das Feld komplett den Unternehmen, drohe ein Ungleichgewicht und eine Abwer-

tung des Gemeinwohls. Die Lage sei ernst, zum Beispiel bei den Auswirkungen auf 

die von Verbrennungsmotoren abhängige Autoindustrie. Aber auch Versicherungen 

seien von einer beim autonomen Fahren gegen Null tendierenden Unfallquote in ne-

gativer Weise betroffen. Bei rund 180 Milliarden Euro liegen die Kosten für den Indi-

vidualverkehr, der schrittweise vom neuen Konzept der „Schwarm-Mobilität“ abgelöst 

werde. Das beträfe dann nicht nur Versicherungen, sondern auch die Autohersteller 

und ihre Zulieferer – denn ein eigenes Auto zu erwerben und zu unterhalten gehöre 

schon bald der Vergangenheit an. Das Teilen der Mobilität werde selbstverständlich 

sein, der Wagen als persönlicher Schutzraum habe dann ausgedient. Daher sei ein 

Diskurs darüber notwendig, in welchen Bahnen die Transformation in das neue Zeit-

alter der Vernetzung ablaufen soll. Dass es überhaupt so komme, ist nach Jörg 

Heynkes allerdings unabänderlich. 

Der Vortrag von Herrn Heynkes kann als Video unter folgendem Link abgerufen wer-

den: https://youtu.be/ayRHlLk9TIE 

 
 
Der Stellv. Vorsitzende: 
 

Der Zweite Stellv. Vorsitzende: 

 

 

Das Geschäftsführende Vorstandsmitglied: 
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